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Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Einladung als Sachverständiger bei der Anhörung des Deutschen Bundes-
tages am 10. Oktober zur Novelle der Verpackungsverordnung bedanke ich mich. 
Nach Durchsicht des Fragenkatalogs muss ich einschränkend feststellen, dass sich 
die Mehrzahl der Fragen auf juristische Aspekte der 5. Novelle zur Verpackungsver-
ordnung beziehen. Meine berufliche Qualifikation als Ingenieur mit den Arbeits-
schwerpunkten „Aufbereitung und Recycling fester Abfallstoffe“ sowie Abfallwirtschaft 
verbietet es, zu diesen Fragen Stellung zu nehmen. Meine Antworten betreffen daher 
ausschließlich Fragen mit technischem bzw. abfallwirtschaftlichem Inhalt. 

 

CDU/CSU 

Frage 7: Da die Lizenzentgeltberechnung material- und größenspezifisch erfolgt und 
somit für jede Verpackung individuell ermittelt wird, halte ich eine Rückerstattung für 
unsinnig. Der personelle und technische Aufwand zur Ermittlung von Menge und 
Zusammensetzung an den Rücknahmepunkten wäre erheblich, es könnten zudem 
nur jeweils Momentaufnahmen erfolgen ohne Anspruch auf Repräsentativität und 
Vollständigkeit. Wie sollte eine belastbare Mengenkontrolle erfolgen? Die Regel 
erscheint mir lebensfremd und nicht praktikabel, da keine Verkaufsverpackungen in 
nennenswertem Umfang von Verbrauchern in die Geschäfte zurückgebracht werden. 
Wenn Verpackungen im Geschäft verbleiben, dann handelt es sich hierbei bevorzugt 
um Umverpackungen. 
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Frage 8: Aus Gründen der Verständlichkeit gegenüber den Bürgern ist die Regelung 
zu begrüßen. Diese führen Serviceverpackungen bereits heute dem System zu und 
unterscheiden nicht nach lizenziert ja/nein. Der Mengeneffekt dürfte daher vernach-
lässigbar ausfallen, Auswirkungen ergeben sich damit nur auf ökonomischer Seite. 

 

Fragen 12-14: Bei der Sicherung wettbewerbsrechtlicher Strukturen sollte im 
Vordergrund stehen, dass eine praktikable und damit alltagssichere Organisation 
geschaffen werden kann, d.h. den Kommunen steht ein entscheidungsfähiger und 
auch kurzfristig handlungsfähiger Partner für das zweite Erfassungssystem gegen-
über. 

 

SPD 

Frage 4: Die Kritikpunkte „gesunkene Qualität der Verpackungsentsorgung“ und 
„schlechte Zusammenarbeit mit den Kommunen“ resultieren u.a. aus den verän-
derten Bedingungen zur Zuständigkeit der dualen Systeme und dem wirtschaftlichen 
Druck durch die Unausgewogenheit von finanzierter (lizenzierter) Menge und realem 
Mengenanfall.  

Tatsächlich werden im LVP System 2,238 Mio. t oder 27,3 kg/E*a gesammelt. Davon 
sind bei DSD 1,115 Mio. t lizenziert. Wird die lizenzierte Menge der anderen dualen 
Systeme entsprechend ihrem Marktanteil von 28% linear geschätzt (Mengenangaben 
gibt es hierzu nicht!), so kann die lizenzierte Menge auf ca. 1,5 Mio. t geschätzt 
werden. Im System ergibt sich damit ein Deckungsbeitrag lediglich für ca. 67 % der 
Menge! 

Diese Unterfinanzierung zwingt die operativen Systemteilnehmer zur Kostenreduzie-
rung, was sich u.a. auf die Serviceleistung vor Ort niederschlagen kann. Kostenredu-
zierung durch erhöhte Qualitätskontrolle verlangt zudem eine intensive Kommuni-
kation bis hin zum Verbraucher. Liegen hier Defizite vor, so ergibt sich schnell das 
oben geschilderte kritische Stimmungsbild. 

Nur wenn die 5. Novelle sicherstellt, dass der Mengenanteil im gelben System, der 
auch Kostendeckungsbeiträge liefert, deutlich vergrößert wird, kann wirtschaftlicher 
Druck aus dem System genommen werden. 

Da die Verbraucher das gelbe System aber auch in Zukunft zur Entsorgung von 
stoffgleichen Nichtverpackungen nutzen werden, wäre selbst bei 100%-iger Lizenzie-
rung immer noch eine erhebliche finanzielle Unterdeckung zu verzeichnen. Dieser 
Teil des Problems kann nicht durch die VerpackVO in der vorliegenden Form berei-
nigt werden. 
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Frage 5: Da die ökonomischen Anforderungen hohe Effizienz im System verlangen, 
sind große Organisationseinheiten erforderlich. Eine Aufteilung in kommunale 
Zuständigkeiten, d.h. lokale Einheiten, wäre hier kontraproduktiv. Zudem zeigt die 
Praxis interkommunaler Zusammenarbeit, dass Abstimmungen vielfach wegen Parti-
kularinteressen sehr zeitaufwändig sind.  

Die hohen technischen und ökonomischen Anforderungen an das System des 
Verpackungsrecyclings haben im Bereich der Sortierung zu einer technischen 
Aufrüstung mit hohen Kapazitäten in heute noch ca. 100 Anlagen geführt. Diese 
stellen klare qualitative Anforderungen an den Anlageninput.  

Wenn die organisatorische Verantwortlichkeit bei 445 Kommunen liegen würde, sehe 
ich erhebliche Schnittstellenprobleme bei der quantitativen Verteilung und der Quali-
tätssteuerung. 

 

Frage 6: Es liegen reale Erfahrungen mit verschiedenen Instrumenten im unterge-
setzlichen Regelwerk zum KrW/AbfG vor. Daraus dürften Auswirkungen auf die 
Praxis bereits gut eingeschätzt werden können. Gegen eine Überprüfung der Wirk-
samkeit von Regelungen spricht grundsätzlich nichts. Dabei sollte m.E. aber im 
Vordergrund stehen, ob die Regelungen praxistauglich sind, d.h. den Anforderungen 
der zur getrennten Sammlung bereiten Bürger und den die Abfallwirtschaft organisie-
renden Kommunen sowie den die Verpackungsabfallverwertung organisierenden 
Unternehmen gerecht werden. 

 

Frage 7: Das Mehrwegziel sollte m.E. in Frage gestellt werden, da es weit von der 
Lebenswirklichkeit unserer Gesellschaft entfernt ist. Die realen Konsumgewohnheiten 
in veränderten Sozialstrukturen sprechen dagegen (Prognose 2025: 16,7 Mio. 
Singlehaushalte = 41% von 40,5 Mio. Haushalten insgesamt) 
Der Wert von „ökologisch vorteilhaften Getränkeverpackungen“ lässt sich ebenso 
wenig an die Bürger vermitteln wie der Wert von Mehrwegsystemen, anders ist der 
gravierende Rückgang nicht zu erklären. 

Positiv ist anzumerken, dass die schwer erkämpfte Pfandregel die höchste mögliche 
Erfassungsquote (>90%) und auch die beste Qualität der Recyclingprodukte sicher-
stellt und damit einen guten Beitrag zum Ressourcenschutz leistet. 

 

FDP 

Frage 2: Da das gelbe System mehr verwertbare Produkte liefert als zum Nachweis 
der Quoten erforderlich sind (vergl. Antwort auf Frage 4 SPD), ist ein Überschuss im 
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Markt vorhanden. Dieser kann zum Quotennachweis ohne operatives Handeln und 
damit zur Verzerrung im Wettbewerb von dualen Systemen, Selbstentsorger- und 
Branchenlösungen genutzt werden.  

Eine missbräuchliche Umwidmung ist dann möglich, wenn keine für alle dualen 
Systeme verbindlichen Quoten Haushalte / Gewerbe geregelt werden, was nicht 
zwingend in der VerpackVO erfolgen muss. Diese sollte aber die Grundlage für eine 
verbindliche Festlegung durch Dritte schaffen (vergl. Z.B. Untersuchungen der GVM 
von 2006). 

 

Frage 3: vergl. Antwort auf Frage 7 CDU/CSU 

 

Frage 4: Ohne verbindliche Regel zum Umgang mit der Vollständigkeitserklärung auf 
Augenhöhe zum Mengenstromnachweis halte ich die Regelung für nicht wirksam im 
Hinblick auf eine Eindämmung von Trittbrettfahrern. 

 

Frage 7: vergl. Antwort auf Frage 7 SPD 

 

Frage 8: optimale Lösung? Sicher nicht! Aber besser als die aktuelle Situation, in der 
immer weniger Lizenzzahler ein in der Menge wachsendes System finanzieren sollen 
und dieses damit in seinem Bestand akut gefährdet erscheint. 

Wenn die grundlegenden Ziele der Verpackungsverordnung nicht in Frage gestellt 
werden, sollte der Systembestand dauerhaft gesichert werden und zwar unter Redu-
zierung komplizierter Einzelregelungen und Sicherung einer vollständigen Beteili-
gung aller Verpackungen am System. 

 

Bündnis 90 / Die Grünen 

 

Frage 7: Das Kosten – Nutzen Verhältnis der Verpackungsabfallverwertung wurde 
verschiedentlich (u.a. Kummer 2006) im internationalen Vergleich untersucht. Dabei 
wurde deutlich, dass die Systeme nicht ohne weiteres vergleichbar sind, da zumeist 
eine Mischung von haushaltsnaher und gewerblicher Menge zur Quotenberechnung 
vorgenommen wird. Da inzwischen die Summe an Lizenzentgelten nicht mehr voll-
ständig bekannt ist, kann nur eine vorsichtige Abschätzung auf Grundlage der DSD 
Daten erfolgen. Danach dürften für die Verpackungsentsorgung etwa 18 €/E*a 
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aufgewendet werden. Wird die nicht eingelöste Pfandsumme aus Getränkeverpa-
ckungen hinzugerechnet ( ca. 4 €/E*a), so ergibt sich ein Kostenbeitrag von ca. 22 
€/E*a, der in Relation zu den Abfallgebühren für die übrigen abfallwirtschaftlichen 
Leistungen Restabfallentsorgung, Bioabfallverwertung, Sammlung gefährlicher 
Kleinmengen und Elektroabfälle und Altpapierentsorgung zu bewerten ist. Hier erge-
ben sich gravierende regionale Unterschiede abhängig von Siedlungsstrukturen und 
Satzungen, so dass kein Mittelwert benannt werden kann. Werte von 100 €/E*a +- x 
sind bekannt und dokumentieren den hohen Standard der Entsorgung. Die Kosten 
der Verwertung erscheinen mir in Anbetracht des hohen Aufwandes für Sammlung, 
Sortierung und Sekundärrohstoffproduktion angemessen. 

 

 

Aachen, 08.10.2007 

 

Thomas Pretz 












